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Amtlides. 


Berlin, 21. Februar. Der König hat den Bürgermeiſter Lody 

. Oderberg i. M., der von der Stadtverordneten⸗Verſammlung zu 
ordhauſen getroffenen Wahl gemäß, als beſoldeten Beigeordneten 
der Stadt Nordhauſen auf die geſetzliche zwölffährige Amtsdauer be: 


ſtätigt. 5 5 5 

Der praktiſche Arzt Dr. med. Quittel zu Stettin iſt zum Kreis- 
Ben des Stadtkreiſes Stettin und des Kreiſes Randow ernannt 
worden. , 


Vom Fandtage. 


Abgeordnetenhaus. 
16. Sitzung. 
Berlin, 21. Februar. 11 Uhr. Am Miniſtertiſch: von Kamele, 
von Puttkamer und Kommiſſarien. AE. 

Von dem Abg. Dirichlet und Genoſſen iſt ein Geſetzentwurf 
eingegangen, betreffend die Abänderung der Beſchlagnahme⸗Verordnung 
vom 2. März 1868. („Aus den in Beſchlag genommenen Objelten 
und deren Revenüen ſind, mit Ausſchließung der Rechnungslegung an 
die Erben des Königs Georg, die Koſten der Beſchlagnahme und der 
Verwaltung zu beſtreiten. Die hiernach ſich ergebenden Ueberſchüſſe 
find dem Vermögensbeſtande zuzuführen. Dieſes Geſetz tritt mit dem 
1. April 1882 in Kraft.“) ? 
Die Etatsbergthung wird ſortgeſetzt, zur Diskuſſion ſteht zunächſt 

der Etat der Staatsarchive (327,374 M.). g 
bg. v. Heereman: Die jetzige Verwaltung hat auf die Er: 
füllung unſerer Wünſche, daß die Publikationen der Archive nicht als 
eigentliche geſchichtliche Arbeiten, ſondern als Materialien zur weiteren 
Benutzung behandelt und unparteuſch abgefaßt wü den, neuerdings 
einen günſtigen Einfluß geäußert. Eine möglichſt liberale Benutzung 
der Archive beruht aber darauf, daß man leicht finden kann, was man 
E und das Gefundene bequem benutzen darf. An der Spitze dieſer 
ıt von Kultur ſteht Italien, namentlich Toscana, Dank der Thätig⸗ 
keit Bonaini's und feiner Nachfolger, und wenn man die Schätze des 
Staatsarchivs in Floren in 60 Prachtſälen ausgeſtellt ſieht, dann be 
chleichen einen ſeltſame Gedanken, wenn man in die dunklen Kammern 
kommt, die königliches Staatsarchiv genannt werden. Dort herrſcht 
völlige Oeffentlichkeit und jedem Forſcher wird ſofort Alles vorgelegt, 
was er ſucht. Auch in Frankreich, Holland und Belgien find die bes 
treffenden Repertorien jedem zugänglich. Dagegen herrſcht noch bei uns, 
die wir an der Spitze der Intelligenz zu ſtehen glauben, noch immer 
die ver Auffaſſung, daß Archive möglichſt gebeim zu halten ſind. 
Die von der jetzigen Berwaltung getroffenen Erleichterungen genügen nicht. 
Den Archivbeamten iſt verboten den Forſchern die Repertorien offen 
u legen, auf Grund deren ſie ſich ſofort für eine gewiſſe Zeit, einen 
eſtimmten Landſtrich, eine geſchichtliche Perſon informiren können, 
ohne dann die Beamten weiter beläſtigen zu müſſen. Jetzt muß er 
eitraubende Fragen an ſie richten und ſich ſelbſt aus den Urkunden 
erausſuchen, was er braucht. Schlietlich muß der Beamte Stellen 
aus dem Repertorium vorleſen, das er dem Gelehrten nicht in die 
Hand geben darf. Ein geheimes Staatsarchiv darf für politiſches Ma⸗ 
terial beſtehen, aber nicht für das geſchichtliche bis zum vorigen Jahr⸗ 
hundert. Zur Zeit verbietet das noch ein Staatsminiſterialbeſchluß, 
der im Intereſſe der Wiſſenſchaft aufgehoben werden müßte. (Redner 

rügt einzelne Mängel in den Archiven der weſtlichen Provinzen) 
Auch Abg. v. 5 ürth empfiehlt nach dem Vorgang Hollands und 

Frankreichs die Publikation der Repertorien. 

Reg.⸗Kommiſſar v. Sybel: Alle Verhäctniſſe in Betracht gezo⸗ 
en ſtellt heute kein Staat in Europa in ſolchem Umfange, wie es 
It in Preußen der Fall ift, die archivariſchen Schätze der wiſſenſchaft⸗ 
ichen Forſchung zur Verfügung. Natürlich giebt es auch für die beſt⸗ 
gemeinte Liberalität je nach den Verhältniſſen eine Grenze. Die Zeit⸗ 
grenze für die Benutzung der Beſtände war bis etwa vor 20 Jabren 
in England das Jahr 1783, ſpätere Dokumente wurden grundſätzlich 
in London nicht vorgelegt. In Frankreich iſt erſt vor wenigen Jahren 
die Zeitgrenze auf das Zoe 1815 gelegt worden. Späteres wird auch 
heute nicht vorgelegt. Bei uns in Preußen giebt es eine ſolche Zeit⸗ 
grenze überhaupt nicht. Es ift der Herr Miniſterpräſident, es iſt unſer 
großer Staatsmann, der nach der einfachen Ueberzeugung, daß es nur 
im preußiſchen Staats⸗Intereſſe liegen kann, eine möglichſt aut hentiſche 
Kenntniß der preußiſchen Geſchichte in der Welt zu verbreiten, es der 
Archivverwaltung möglich gemacht hat, fo weit in der Offenlegung 
ihrer Beſtände zu gehen, und zum größten Theil in Folge des von 
Preußen gegebenen Beiſpiels iſt in den meiſten großen Staaten 
Curopa's das Syſtem der abſoluten Geheimhaltung der Archive ver⸗ 
laſſen worden. Aber man kann fie nicht verwalten wie öffentliche 
Bibliotheken. Die unſrigen erhalten fortdauernd Acceſſtonen von 
ſämmtlichen Behörden aus allen Reſſorts. In Folge der neuen 
Gerichtsorganiſation ſtrömen unſeren Archiven maſſenhafte Beſtände 
unſerer Gerichtsbehörden zu, theils zur definitiven Ueberantwortung, 
theils als Deposita, weil es in den Gerichtslokalen an Raum fehlt. 
Sie bewahren alſo nicht nur Quellenmaterial, ſondern auch Geſchäfts⸗ 
papiere auf und können daher die öffentliche Benutzung ihrer Repoſitorien 
nicht grundſätzlich ein für alle mal geſtatten, ganz abgeſehen von den 
ſogenannten Sekretandis im weiteſten Sinne des Wortes, der nicht 
blos ihren Inhalt, ſondern ihre Exiſtenz umfaßt. Dergleichen giebt es 
nicht bles in den Zentralarchiven, in denen die politiſchen Akten der 
Zentralverwaltung zuſammenkommen, ſondern auch in den Provinzial⸗ 
archiven, z. B. in Hannover, wo das ganze auswärtige Archio des 
ebemaligen Königreich bis auf einige abhanden gekommene Beſtände 
vereinigt iſt. Das Weſentliche iſt aber der Charakter eines 
roßen Theils der archivaliſchen Beſtände für den ßpraktiſchen 
eine geraume Zeit hinaus ebenſo behandelt werden wie es bei den 
Regiſtraturen der Gerichts⸗ und Verwaltungsbehörden geſchieht. 
In Frankreich ſind die Repertorien allerdings gedruckt, das beruht auf 
einem Beſchluß des Konventes vom Jahre 1793, einer Verſammlung, 
welche ihre dittatoriſche Allgewalt nicht blos auf die einzelnen Mens 
ſchen, ſondern auch auf die Natur der Dinge zu erſtrecken beliebte. Er 
iſt niemals in dem Sinne, wie er gefaßt war, ausgeführt worden; das 
hat ſich ſofort als unmöglich gezeigt, und die in Frankreich unter der 
ſpäteren Regierung gedruckten Repertorien ſind ſchlechterdings werthlos. 
Dieſe allgemeinen Vorſchriften, durch die man Einſicht in die Reper⸗ 
torien bekommt, werden jetzt auch nach der Geſinnung der Archivs 
verwaltung in der mitdeſten Weiſe gehandhabt. Wenn der Archiv⸗ 


ebrauch als Titel von Rechtsgeſchäften, fie müſſen daher auf 


beamte, der mit dem Referate Über ein Benutzungsgeſuch betraut 
iſt, ſich überzeugt, daß nach der Angabe des Benutzers das 
betreffende Material nicht aufzufinden iſt, ſo iſt es ein von mir 
anerkannter Brauch, daß der Archivbeamte gemeinſam mit dem 
Benutzer die betreffenden Abſchnitte der Nepertorien durchgeht. 
fo weit es ohne Verletzung der nothwendigſten Rückſichten möglich iſt. 
Auch ift bei dem bisherigen Zuſtand die hiſtoriſche Forſchung ſehr wohl 
möglich. Die Benutzung der Archive fleigt von Jahr zu Jahr, von 
1044 Perſonen im Jahre 1880 auf 1249 im Jahre 1881, reſp. von 4200 
Arbeitstagen der perſönlichen Benutzer auf 4500. Leider iſt in Folge 
des veralteten Syſtems der Geheimhaltung, wo die Archive nur als eine 
Art von großen Aktenkaſten betrachtet wurden, allerorten Noth mit 
dieſen Lokalitäten. Man fragte früher nicht nach der Zweckmäßigkeit 
eines Gebäudes für wiſſenſchaftliche Thätigkeit der Archive, ſondern 
nur danach, ob irgendwo vier Mauern disponibel ſeien, um die alten 


Akten da hineinzubringen. So leiden wir denn an allen Ecken und 


Enden an den Unterlaſſungs ſünden der Vergangenheit. Wir thun 
was wir können, warten aber natürlich auch auf die ſchöne Zukunft, wo 
der Staatshaushalt wieder mit reichen Ueberſchüſſen arbeiten kann. 

Abg. Schmidt (Stettin): Die franzöſiſche Regierung hat ſlets 
größere Summen auf die Archivverwaltung und ihre generöſe Aus⸗ 
ftattung verwendet als die unſrige und iſt eifriger in ihren Publikationen, 
Von dem großen Sammelwerk „Materialien zur franzöſiſchen Geſchichte“ 
find bereits 200 Quartbände erſchienen. Die Gehälter der Archiv⸗ 
beamten find einer Aufbeſſerung de ngend bedürftig. 

Abg. Kolberg bittet den Druck des Codex diplomaticus Borus- 
sicus, der äußerſt langſam vor fich geht, zu fördern und die Aufbeſ⸗ 
ſerung der Gehälter der Archivbeamten nicht zu vergeſſen. 

Neg. Komm. v. Sybel: Das erwähnte Unternehmen der fran⸗ 
öſiſchen Archivverwaltung iſt bereits ſeit 50 Jahren im Gange. die 
Datt der bereits erſchienenen Bände kann daher nicht Wunder nehmen. 
Unſere Verwaltung, erſt ſeit 1875 mit einem ühnlichen Unternehmen 
befaßt, hat 1878 die erſten Bände dieſer Publikation erſcheinen laſſen, 
denen bis jetzt ſchon 20 Bände gefolgt ſind, 3 andere befinden ſich zur 
Zeit unter der Preſſe und 3 weitere ſind im Manufkript fertig. Zu 
der Beſchleunigung des Codex Borrusicus kann ich amtlich nichts thun, 
da die Koſten nicht pon der Archipperwaltung getragen werden. Ze: 
hufs Eruirung werthpoller archivaliſcher Dokumente laſſe ich periodisch 
8 Seitens der Archivbeamten in die betreffenden Ortſchaften uns 
ernehmen. 

Abg. v. Heereman empfiehlt nochmals die Offenlegung der 
Repertorien, zum Mindeſten derer über die mittelalterlichen Urkunden 
15 . und überfichtliche Repertoriſirung des geſammten 

alexials. 
Reg. Komm. v. Sybel wird den erſten Wunſch wohlwollend er⸗ 
wägen. An eine Vollf ündigteit N de Neon en könne jedoch 
vor 10 Jahren nicht gedacht werden, da in dieſer Hinſicht in der Ver⸗ 
gangenheit zu wenig geſchehen ſei. ? Sr 

Abg. Kantak ſchildert die räumliche Unzulänglichkeit des archi⸗ 
variſchen Dienſtlokals in Poſen. 
herr v. Syhel jagt Abhilfe zu. x 
Hierauf wird der Etat, ſoweit er nicht der Budgetkommiſſton über⸗ 
wieſen iſt, bewilligt. Let 
Es folgt der Etat des Kriegsminiſteriums. 
Abg. Zelle: Vor mehreren Wochen ging durch die Zeitungen 
die Nachricht, daß bei der Invaliden ſäule in Berlin ein auf Poſten 
ſtebender Soldat auf Knaben, die ihn muthwillig gereizt, geſchoſſen 
habe. Es ſoll ein Knabe dabei getödtet, einer verwundet ſein. Das 
luſſehen, das von dieſem Vorfalle gemacht wurde, war um fo pein⸗ 
licher, als durch das Schießen in einer dem Publikum zugänglichen und 
von ihm frequentirten Gegend erklärlicher Weiſe auch andere Perſonen 
mit Gefahr bedroht werden. Es ſoll ſogar ein unbetheiligter Knabe 
dabei tödtlich verwundet worden ſein. Die Zeitungs nachrichten waren 
unbeſtimmt und widerſprachen zum Theil ſich ſelbſt. Ich bitte den 
Herrn Miniſter daher um eine authentiſche Mittheilung über die Um⸗ 
ſtände des Falles. g STE 

Kriegsminiſter vor Kameke: Die durch die Zeitungen gegan⸗ 
gene Nachricht, daß ein Poſten an der Invalidenſäule einen Knaben 
todt geſchoſſen hat, iſt wahr. Dieſer beklagenswerthe Umſtand ift 
aber augenblicklich Gegenſtand der militäriſchen Unterſuchung. Ich 
bin daber nicht im Stande, über die Schuld oder Unſchuld 
des Poſtens ein Wort zu ſagen; denn die Unterſuchung 
ſchwebt und ich kann ihr nicht vorgreifen. Einige Worte muß ich 
aber doch jagen. Es iſt ein Knabe allerdings todt geſchoſſen. Nach 
den Mittheilungen der Verwaltung iſt es in Folge von nicht nur 
Verhöhnungen, ſondern auch thätlichen Angriffen gegen den Poſten 

eſchehen, daß der Mann einen Schuß abgegeben hat. Ein anderer 

nabe, der aber nicht unbetheiligt war, ſondern mitgeholfen hatte, iſt 
mit verwundet worden, indeſſen, nach den mir zugegangenen Nachrich⸗ 
ten, nicht tödtlich. Der Soldat iſt Anfangs verhaftet und in Arreſt 
geweſen; ind.fien da fein Grund weiter vorlag, ihn noch in Haft zu 
behalten, iſt er in die Komvaynie zurückgeführt worden. Er befindet 
ſich aber noch in Unterſuchung. So SR eier ein ſolcher Vor⸗ 
fall und jo unangenehm es iſt, wenn der Vorredner jagt, in einer be: 
lebten Straße ſei auch das unbetheiligte Publikum durch ſolche Waffen 
des Sol aten gefährdet, ſo wird ſich doch erſt nach Beendigung der 
Unterſuchur g feitnellen laſſen, ob Maßregeln getroffen werden können, 
dieſem Uebelſtande abuhelfen. Wir find nicht in der Lage, den Solda⸗ 
ten auf Poſten die Mittel zu nehmen, daß ſie nicht den Zweck, für den 
fie dort Beien, erfüllen können, und daß fie Verhöhnungen und Ze 
leidigungen ausgeſetzt ſind. Ich bin überzeugt, keiner im Hauſe wird 
die Abſicht haben, daß Emrichtungen getroffen werden ſollen, wodurch 
dem preußischen Soldaten ſeine Ehre und ſein Selbſtgefühl geraubt 
wird und woduich es ihm unmöglich gemacht wird, ſeine Pflicht bis 
zum letzten Augenblick zu erfüllen. Sat V g 

Abg. Richter: Neu iſt gegenüber den bisherigen Nachrichten in 
der Preſſe, daß auch der ſchwerer verletzte Knabe an dem groben Un: 
fug betheiligt geweſen iſt. Da indeſſen die Unterſuchung noch nicht 
beendet ift, jo verbietet fich unächſt ein weiteres Eingeben. Es iſt bei 
dieſer Gelegenheit in der Preſſe auf einen älteren Vorfall am Schloß⸗ 
platze hingewieſen, wo auch eine Schildwache aus ähnlichem Anlaſſe 
gefeuert bat, und eine unbetheiligte Perſon verwundet worden iſte Es 
intereſſirt in dieſem Augenblick weniger der Spezialfall, als die Frage, 
ob es gerechtfertigt iſt, Schildwachen mit ſolchen Inſtruktionen an 
Orten aufzustellen, wo Unfu, der Art leicht vorkommt. Nicht, als ob 
dem Unfug nicht geſteuert werden ſollte; aber es liegt die Frage nahe, 
ob für ſolche Plätze nicht ein einfacher gewöhnlicher Polizeipoſten oder 
ein Invalide, der derartige Uebelthäter verfolgen und verhaften kann, 


de 
del 


offent⸗ 
lange 


erhalten. 

Abg. Kieſchke: Eine Vereinigung des ſtatiſtiſchen Amts des 
Reiches mit dem preußiſchen Bureau würde der Statiſtik nicht nützlich 
ſein, weil die Mittheilung der ſtatiſtiſchen Ergebniſſe wegen der Eigen⸗ 
thümlichkeit der bundesſtaatlichen Verhältniſſe nicht rech genug 
a könnte. Schon jetzt erfolgen die ſtatiſtiſchen Publikationen 
zu ſpat. E S 
Geh. Rath Herrfurtb: Ob bei einer perſönlichen Veränderung 
im preußiſchen ſtatiſtiſchen Bureau eine organiſche Verbindung des⸗ 
ſelben mit dem Reichsamt eintreten ſoll, darüber ſind Verhandlungen 
bisher nicht eingeleitet. Ich glaube aber ſchon erklären zu können, daß 
eine Dezentraliſation nicht in Ausſicht genommen iſt, da die bisherige 
Organiſation ſich vollkommen bewährt hat. Die Klage über die am 
langſame Mittheilung der Statiſtik iſt unbegründet. Es erſcheint ſeit 
einiger Zeit in regelmäßiger Zeitfolge eine ſtatiſtiſche Klee 
des Bureaus, in welchem in überſichtlicher Weiſe alle Reſultate ſofo 
zur allgemeinen Kenntniß gebracht werden. . x 

Abg. Seelig: Das Zentralbureau in Berlin ſteht einzelnen 
Fragen der praktiſchen Verwaltung ferner als ein Provinzialbureau, 
wie ich aus eigener Erfahrung als früherer Leiter des ſtatiſtiſchen 
Bureaus für Schleswig⸗Holſtein beſtätigen kann. 

Abg. Sombart erkennt die Schwierigkeit der Ausführung 
ſeines Vorſchlages an, empfiehlt ihn aber wohlwollender Erwägung 

Bei Titel 1 der Ausgaben (Gehalt des Minifters) knüpft Abg. 
v. Lyskowski an die neulichen Angriffe des Miniſters gegen die 
Polen eine Beſchwerde über die ſich immer ſteigernde ag 15 — Hal⸗ 
tung der Regierung und hofft, daß nach Beendigung des Kultur⸗ 
kampfes mit Hilfe der Parteien auch für die Polen befiere Zuſtände 
eintreten werden. 2 E 28 

Abg. Majunfe: Im vorigen Jahre ſollte in einer rheiniſchen 
Stadt eine Volksverſammlung ſtattfinden. Die polizeiliche Genehmi⸗ 
gung wurde nachgeſucht und gewährt. Der Einberufer, welcher per 
ſönlich behindert war, beauftragte einen Andern mit der Eröffnung der 
Verſammlung. Dieſelbe wurde jedoch aufgelöft, weil fie nach Anſicht 
des Aufſichtsbeamten von dem Einberufer hätte eröffnet werden müſſen. 
Dieſes Verfahren wurde zwar von dem Kreislandrath für eine Ueber⸗ 
ſchreitung der polizeilichen Beſugniſſe erklärt, wer erſetzt aber der Dora 
tigen Bevölkerung ihre mannigfachen Opfer? Um ſolchen Fällen vor⸗ 
zubeugen, wäre es gut, wenn der Miniſter in einer Verfügung den 
Polizeiorganen die : 
recht dringend ans Herz legte. Meine zweite Beſchwerde betrifft das 
amtliche Inſeratenweſen. Der Rickert'ſchen, vom Hauſe mit großer 
Maſorität angenommenen Reſolution, wonach bei Distribution der 
amtlichen Inſerate nicht die Tendenz, ſondern die Verbreitung der 
Zeitung in Betracht gezogen werden ſoll, ſcheint von der Regierung in 
der Praxis nicht die geringſte Folge gegeben zu werden. Nach wie 
vor werden die geleſenſten Blätter unberückſichtigt gelaſſen, während 
die wenig geleſenen Kreisblätter bedacht werden. Hoffentlich wird die 
Regierung von dieſer Praxis bald abgehen. 8 KE 
Miiniſter v. Puttkamer: Ich beſtätige, daß es keineswegs 
nöthig iſt, daß derjenige, welcher die polizeiliche Genehmigung extrahirt 
hat, die Verſammlung in Perſon eröffnet. Es genügt, daß die polizei⸗ 
liche Beſcheinigung dem Beamten vorgezeigt wird. Eine Entſchädigung 
iſt doch nicht zu verlangen, wo es ſich um politiſche, ideale Intereſſen 
handelt. Ebenſowenig erſcheint eine generelle Verfügung meinerſeits 
wegen eines ſolchen Einzelfalles indizirt. Die Polizeiorgane werden 
auch ohne ſolche Verfügung ſich ihrer Verantworkung bewußt ſein. 
Die Rickert'ſche Reſolution hat die Regierung in erneute Erwägurg 
gezogen, konnte ſie jedoch in ihrer Allgemeinheit nicht zur Ausführung 


Br 


enntniß und Befolgung der gejeglichen Vorſchriften 


bringen. Sie erkennt an, daß die möglichſt größte Verbreitung der 
Blätter das wichtigſte Kriterium iſt, daneben laub fie aber diejenigen 
Bl. ausſchließen zu müſſen, deren Haltung eine derart oppofitionelle 
iſt, es mit der Würde und Stellung der Regierung und mit den 
ihr anvertrauten Intereſſen nicht vereinbar wäre, fie durch Zuwendung 
von Inſeraten vefuniär zu unter „Wir haben deshalb eine 
mittlere Proportienale auf dieſem Gebiete gezogen. Daß die Regierung 
übrigens bei der Ausführung des Staats miniſterial⸗Beſchluſſes nicht 
rigoros verfahren, Wal daraus hervor, daß mir Blätter zugeſendet 
wurden, deren erſte Seite die maßloſeſten Angriffe gegen die Regierung 
enthalten, während die vierte Seite von amtlichen Inſeraten bedeckt 
ift. Sie muß ſich jedoch die Fakultät wahren, in exzeſſiven Fällen 
den 3 4; Inſerate vorzuenthalten oder zu entziehen. (Zu: 
immung rechts. e S 
e Ag. Windthorſt: Es kann Blätter geben, welche eine fo 
deſtruktibe Tendenz verfolgen, daß man ihnen die amtlichen Publika⸗ 
tionen nicht mit auf den Weg geben darf, wenn man aber die Ent⸗ 
ſcheidung hierüber der Verwaltung überläßt, ſo iſt es nicht anders 
möglich, als daß ſich eine gewiſſe Willkür geltend macht. Ich kann 
das dem Miniſter nach weiſen. Ich balte die „Kölniſche Zeitung“ für 
eine der deſtruktivſten N die es überhaupt geben kann (Sehr 
wahr!) — ich weiß wohl, die „Kölniſche Zeitung“ wird es nicht aner⸗ 
kennen, und daß ihr großer Leſerkreis es entweder leugnet oder nicht 
begreift (Sehr wahr!), es giebt eben gewiſſe Narkoſen, die man ein⸗ 


nimmt, ohne es zu merken, — und doch werden ihr die Inſerate in 


Hülle und Fülle überwieſen. Der „Kölniſchen Volkszeitung“ aber wer⸗ 
den die Inſerate nicht zugewendet. Ich will nun nicht, daß der „Köl⸗ 
niſchen Zeitung“ die Inſerate entzogen werden, aber ich verlange 
gleiches Wetter für Alle. . j 3 
Abg. Dirichlet: Es gab eine Zeit, wo ein recht hoher Staats⸗ 
mann die „Kreuzzeitung“ als ein Blatt bezeichnete, welches ein anſtän⸗ 
diger Mann nicht leſen könnte. Das ſollte den Herren von der rechten 
Seite zu denken geben. Wollten wir alle unſere Beſchwerden vorbrin⸗ 
gen, ſo könnten wir mehrere Sitzungen damit ausfüllen. Ich beſchränke 
mich auf einige Worte über das Verhältniß des Beamtenthums zur 
Selbstverwaltung. Auf den Fall Bennigſen⸗Förder gebe ich nicht ein. 
Er iſt ein eklatanter Beweis für die Geſinnung der Beamten gegen⸗ 
über dem geſunden Sinn und der Urtheilskraft der kommunalen Ver⸗ 
bände. Er zeigt, daß eine langfährige Pflichterfüllung nicht ins Ge⸗ 
wicht fällt, ſobald irgend ein beliebiger dunkler Ebrenwann, der 
ſeine Königstrene noch beſonders affichirt, Denunzialionen gegen 
einen ſolchen Mann erhebt. Dann beißt die ganze Verwal⸗ 
tung auf den Zopf mit einer Energie, die einer beſſeren 
Sache würdig wäre. Ein ſehr wunder Punkt iſt die Ausführung des 
Beſtätigungsrechts. Unter Kollege Kaufmann wurde nicht als Bürger⸗ 
meiſter b ſtätigt, er wurde vorher einem Examen unterworfen, ob er 
die Geſetze auch „gern“ ausführen wolle. Aker er wurde doch me 
nigſtens gefragt und man wahrte die Debors. Das hält man jetzt 
nicht mehr nöthig. In Tilſit wurde der einſtimmig gewählte Stapt⸗ 
rath Volkmann, ein ſehr gemäßigt liberaler Mann, welchem man ſo⸗ 
gar eine Hinneigung zur Schutzzöllnerei vorwarf, ohne Angabe irgend: 
welcher Gründe nicht beſtätigt. In Goldap wurde Stodtrath Mielke 
ohne Angabe der Erlinte und trotz der Beſchwerde der Stadtverord⸗ 
neten beim Miniſter nicht beſtätigt. In Lyck war der Rittergutsbe⸗ 
ſitzer Ahrends nach jehnjähriger Amtsführung im November 1879 ein: 
ſtimmig zum Kreisdeputirten wieder gewählt worden. Erſt am 27. 
Oktober 1880 erhielt der Kreisausſchuß die Nachricht, daß der Betref⸗ 
fende nicht beilätigt ſei. Während ter Zwiſchenzeit hatte Ahrends als 
ſtellvertretender Landrath merkwürdige Entdeckungen in den Archiven 
emacht. Eine Deputation von wei Mitgliedern hielt bierüber dem 
berpräſidenten Vortrag, welcher umfaſſende Unterſuchung verſprach. 
Erſt am 21. Juli 1881, nachdem noch eine ſchriſtliche Eingabe einge⸗ 
reicht war, erfolgte die Antwort, daß nichts Gravirendes vorliege. "mn: 


` Amien wurde Ahrends wiedergewählt, aber nicht beſtätigt Er wandte 


8 a eigen führend an den Miniſter, wurde aber von ihm keiner 
Zuſtände der Konſſittsveriode Halten Sie den Geiſt der Kreisordnung 
aufrecht und Los: En das Voenglement nicht auf eine zu harte 
robe! (Beifall links. 
d So, A v. Puttkamer: Ich war auf Vorwürfe von Seiten 
des Herrn Vorredners gefaßt, aber nicht auf dem Terram des ſtaat⸗ 
lichen Beſtätigungsrecht. denn in dem Jahre, wo ich das Minißerium 
des Innern bekleide, iſt keine einzige Beſtät'gungsbeſchwerde an mich 
gelangt. Ich will damit nicht ſagen, daß ich von dem Beſtätigungs⸗ 
oder Nichivenätigungarecht überhaupt nicht Gebrauch machen würde, 
aber bis jetzt iſt es mir gelungen, in dieſem Punkte mit den kommu⸗ 
nalen Behörden in tiefſtem Frieden zu leben. Das ift die perbängniß⸗ 
volle Wandlung, die ſich vollzogen, ſeitdem ich Miniſter des Innern 
bin. Der Abg. Dirichlet hat anerkannt, daß ich cas Regierungspräſident 
von Gumbinnen mich der Zustimmung der Lokalbehörden zu erfreuen 
gehabt. Ich bin darauf beute noch ftols, umſomehr als die Zuſtände. 
in die ich eintrat, ſehr geſpannter Art waren. Aber wenn er nun er⸗ 
klärt, daß mein Auftreten dem Kreisausſchuß von Gumbinnen gegen⸗ 
über ſchwer vereinbar ſei mit dem Wohlwollen, das ich früher jenem 
Bezirk entgegengetragen, fo rührt daſſelbe nicht eima her aus Be⸗ 
denken, die ich in Betreff der Selbſtverwaltung hegte. Als ich in das 
Miniſterium des Innern eintrat, war ich mir klar geworden und habe 
mich auch mit dem Herrn Miniſterpräſidenten darüber verſtändigt, daß 
die Selbstverwaltung weiter fortgeführt werden müſſe. Die Kreis⸗ 
ausſchüſſe halte ich für den geſundeſten, volitiſchen Ge⸗ 
danken, der ſeit langer Zeit gefaßt worden, und meine Sorge 
ſoll darauf beſonders gerichtet fein, dieſes Organ zu ſtärken und, 
u feſtigen für die Aufgaben, die es zu tragen hat. Herr Dirichlet 
aun ſich alſo darüber beruhigen, daß ich den Kreisausſchüſſen 
nicht feindlich gegenüberſteße. In feinen Beſchwerden hat derſelbe den 
geographiſchen Weg eingeſchlagen, ich werde ihm darin folgen. Herr 
Volkmann, der bis zum Herbſt vorigen Jahres unbeſoldeter Stadtrath 
in Tilfit geweſen ift, ſoll nicht wieder beſtätigt worden fein. Amtlich 
iſt mir nichts. davon bekannt geworden, und ich bätte gewünſcht, daß 
auch der Herr Vortedner ſich vergewiſſert hätte, ob bereits der Inſtau⸗ 
zenweg beichritten fci. Aber durch Zufall babe ich über den Fall Fol⸗ 
gendes erfahren: Durch eine Verordnung des Präſidenten Steinmann 
war den Kommunalbehörden unterſagt, offizielle Wählerliſten an Pri⸗ 
vate mitzutheilen. Gegen dieſe Verornung war von Volkmann etwas 
peccirt, indem er nicht nur gewiſſen Wählerkreiſen erlaubte, Abſchriſten 
von den offiziellen Wählerliſten zu nehmen, ſondern zuließ, daß dieſel⸗ 
ben aus den amtlichen Lokalen entfernt werden und die Nacht über 
aus dem Lokal entfernt geblieben ſind. Das iſt ein arger Mißbrauch, 
beſonders von Seiten eines Beamten. Wenn der Regierungspräſident 
nach einer Prüfung des Vorgangs dazu gekommen iſt, Herrn Volk: 
mann als Stadtrath nicht wieder zu beſtätigen, ſo enthalte ich mich 
vor der Hand noch des Urtheils. Die Nichtbeſtätigung eines Kreis⸗ 
deputirten, die durch Herrn von Horn entſchieden iſt, ſowie die Golda⸗ 
er Angelegenheit ſind mir im Einzelnen unbekannt geblieben. Der 
lletzte von Herr! ichlet angeregte Fall berührt mich ſchmezlich. Herr 
Abrends il mir aus der Zeit, wo ich in Gumbinnen Regierungsapräſi⸗ 
dent war, als ein geſchäftskundiger, eifriger Maan bekannt, daß ich 
mich gefreut hätte, wenn derſelbe ſeiner Thätigkeit hätte erhalten 
bleiben können. Herr Ahrends hat ſich beſchwert, und der Beſcheid 
auf dieſe Beſchwerde iſt an ihn abgegangen, leider ein abſchlägliger. 
Die Gründe hierfür ſind derartig, daß ich ſie hier nicht mittheilen 
kann. Ich habe die Sache zu prüfen gehabt und muß lonſtatiren, daß 
im Intereſſe des öffentlichen Dienſtes nicht anders entſchieden werden 
konne. (Beifall rechts.) Oé 
Abg. Dirichlet: Ich bin weder voreilig verfahren, noch habe 
ich dic nöthige Schonung gegen Herrn Ahrends aus den Augen ge⸗ 
laſſen, ich habe mich zuvor mit ihm in 9 geſetzt und er hat 
mich ausdrücklich autoriſirt, die Sache hier zur Sprache zu bringen. 
Nachdem die Beſchwerde des Herrn Ahrends eingelaufen, hätte ich es 


Geht das ſo weiter, ſo kommen mir noch in die 


für richtig gehalten, daß dieſelbe unter Anhörung des Herrn Ahrends 
unterſucht oder die ftrafrechtliche Verfolgung gegen ihn eingeleitet 
wurde. Im Kreiſe Lyk waren alle die Denunziationen, die ſich gegen 
Ahrends gerichtet, bekannt, trotzdem iſt er wieder zum Deputirten ge⸗ 
wählt worden. Aber ein dreißigjähriges ehrenhaftes Handeln wiegt 
gegen die Denunziatjonen „königstreuer“ dunkler Ehrenmänner nichts 
auf, wenn man ein liberaler Mann iſt. Ich glaube, daß der Ahrend'ſche 

all gan; denſelben Ausgang nehmen wird, wie der des merraths 

e Ze Kreiſe Lyk ibeilt man dieſe Anſicht überall. . 

iniſter v. Puttkamer: Wenn der Abg. Dirichlet die Sache 
auf das politiſche Gebiet ſpielt und behauptet, die Nichtbeſtätigung ſei 
erfolgt, weil er liberal geweſen, ſo weiſe ich das zurück. Dieſelbe iſt 
aus geſprochen nach einer objektiven Prüfung von Seiten des Cher, 
präſidenten. (Rechts: v. Horn!) Hern Dirichlet mache ich übrigens 
darauf aufmerkſam, daß jetzt die Wiederwahl Ahrends' nicht erfolgt 
iſt. Herr Dirichlet ſpricht von ſtrafrechtlicher Verfolgung. Das iſt 
etwas zu ſcharf. Es giebt Delikte, die der Kompetenz des Staats⸗ 
anwalts ſich entziehen und doch der Art ſind, daß auf Grund derſelben 
eine Nichtbeſtätigung erfolgen kann. { 

Abg. Richter: Es werden ſich weitere Titel ergeben, um auf 
dieſen Fall näher zurückzukommen. Der Minifter kann ſich alſo über 
eine Ueberraſchung in dieſer Beziehung gar nicht beklagen. Wenn er 
einfach geſagt hätte, die Gründe dieſer Nichtbeſtät gung ſind nicht po⸗ 
litiſcher, ſondern perſönlicher Art, ſo würde er ſeinem Standpunkt ge⸗ 
nügt haben. Statt deſſen hat er erklärt, es find Gründe, welche mit 
dem bürgerlichen Rufe des Mannes zuſammenhängen. Damit hat er 
dieſem Manne einen abel beigelegt, der viel ſchlimmer iſt. Es muß 
von dem Miniſter, wen; nicht ſetzt, ſo doch ſpäter geradeheraus gejagt 
werden, das und das find die Gründe, welche gegen den Mann vor⸗ 
liegen. (Lachen rechts.) Warum bringen wir dieſen Fall hier vor? 
Nicht um Peſwpatperſonen zu genügen. ſondern weil uns auffällig iſt, 
daß in einer Provinz; mehrere ſolche Fälle der Nichtbeſtätigung vor⸗ 
kommen, für die ſich die Betreffenden in dem Kreiſe keine andere Er⸗ 
klärung geben können, als daß dieſer oder jener politiſche Grund in 
Frage ſteht. Es muß ſeſtgeſtellt werden, daß nicht ein Syſtem politi⸗ 
ſcher Maßregeln in der Beſtätigung oder Nichtbeſtätigung wieder Platz 
greife, das ſchließlich wieber darauf hinausläuft, eine ganze Kategorie 
von Perſonen, die einer Partei angehören, von der Theilnahme an der 
Selbfiverwaltung und von den Ehrenämtern auszuſchließen. (Ruf: 
Kulturkampf!) Ja, das habe ich bei jeder Gelegenheit getadelt. (Ruf: 
Lauter!) Wozu denn? Wenn ich laut ſpreche, ſagt der Miniſter. 
ich habe von ſittlicher Entrüſtung übergeſchäumt.  (Heiterleit.) Die 
Wählerliſten gehören nicht zum Amtsgeheimniß; das Geſetz 
ſchreibt ihre Offenlegung vor. Das die Abſchriften der Wählerliſten 
allen Parteien zugängig gemacht werden, liegt im öffentlichen Intereſſe, 
weil es dadurch den Wählern ermöglicht wird, eine mözlichſt ſtarke 
Wahlbeteiligung herbeizuführen. Der Fall, welcher das Berliner Po⸗ 
lizeipräſidium betrifft, verhält ſich jo, daß das Präſidium überhaupt 
feine Abſchrift den Liſten mitgerbeilt hat, ſondern der Magiſtrat, und 
daß das Polizeipräſidium nach der Wahl eine ſolche Abſchrift amtlichen 
Unterſuchungen zu Grunde gelegt hat — ein Fall, ber hier gar nicht 
in Frage met. In Berlin iſt es alter Brauch kei allen Wahlen, daß 
der Mägiſtrar jeder Partei ohne Unterſchied zu derſelben Zeit gegen 
dieſelben Kopialien Abſchriften der Wählerliſten giebt, damit eine reis 
chere Wahlbetheiligung ermöglicht werde. Wenn letzt keine Abſchriften 
mehr gegeben werden, fo ſchadet das in den großen Städten nur ber: 
jenigen Partei die ſich in der Minorität befindet, aſſo der konſervati⸗ 
ven Partei. In Bezug auf den Tilſiter Fall bleibt als einzig möglicher 
Grund der Nichtbeſtätigung übrig, daß die Wahlliſten vielleicht abge⸗ 
ſchrieben find, unter einer nicht genügenden amtlichen Aufficht. Daus 
iſt aber kein Grund, um Jemand, der Jahre lang im Ehreamt Stadt⸗ 
rath geweſen iſt, der einſtimmig gewählt iſt, nicht wieder zu beſtäti⸗ 
gen. Was die von Herrn Majunke angeführte Verſammlungs⸗ 
polizei betrifft, Te hätten wir darüber ein großes Regiſter von Be⸗ 
ſchwerden zu führen n einem Dorf bei Potsdam kann eine 
Verſammlung nicht abgehalten werden, weil der Name des Amts⸗ 
vorſtehers unter der Beſcheinigung fehlt. Niemand zweifelt daran, daß 

e auf dem Amtsbureau ertheilt iſt. Ueberaus willkürlich find die 

uflöſungen. Die Behörden in Berlin haben offenbar keine klare In⸗ 
ſttuktion über das Verhalten dem Sozialiſtengeſetz gegenüber.  ( 
genügt oft, daß eine Perſon, vie der Polizei als Sozialiſt bekannt iſt, 
als Redner auftritt — ſofort wind die Verſammlung aufgelöſt. Am 
meiſten aber haben wir Beſchwerde zu führen über die Art, wie Polizei⸗ 
behörden veriuchen, auf die Wirthe einzuwirken, daß ſie das Lokal nicht 
zu Verſammlungen der Fortſchrittspartei hergeben. Was die Inſerate 
betrifft, ie faſſe ich die Erklärung des Miniſters fo auf, daß der 
Staatsminiſterta beſchluß durch einen anderen erſetzt worden iſt. In 
dem früheren hieß es, daß Blättern von entſchieden oppoſitioneller 

Färbung keine Inſerate zuzuwenden ſeien. Heute drückt der 
Miniſter jo auz, man werde nicht Inſerate oppositionellen Blättern 
zuwenden, „welche mit der Würde der Stellung der Regierung und 
ibren Intereſſen im Widerſpruch ſtehen“, welche „in der maßloſeſſen 
Weiſe jede Rückſicht gegen die Regierung bei Seite festen”. Dieſe 
Faſſung iſt noch ſchlimmer, als die frühere, ſie iſt der weiteſten Aus⸗ 
legung fähig. Es wäre genügend, wenn der Miniſter ſagte: ohne 
meine ſpezielle Anweiſung haben alle Behörden ihre Inſerate dahin zu 
wenden, wo fie die weiteſte Verbreitung finden. Bei dem diskretionären 
Ermeſſen gehen die Unterbehörden noch viel weiter, als der Miniſter 


vielleicht ſelbſt will, ſo daß dies mindeſtens auf die 
bisherige Ze hinausläuft, die reſſe ganzer Parteien 
trop ihrer Verbreitung von den Inſeraten ausduſchließen. 


(Redner giebt zwei Beiſpiele von Maßxregelungen der Preſſe.) 
Solche kleine . en rufen nur di? Oppoſition immer weiterer 
Kreiſe wach. Dieſe Rückkehr zum Syſtem Manteuffel⸗Weſtphalen, das 
iſt der ſchlimmſte Weg den man vom Standpunkte der Regierung aus 
betreten kann. (Beifall links.) , 
Minifter von Puttlamer: Ich habe von dem Fall bei Pots⸗ 
dam, wo eine Verſammlung aufgelöſt worden, weil die Beſcheinigung 
nur unterſtempelt war, Kenntniß genommen Aber eine amtliche 
Unterfuchung iſt nicht eingeleitet, weil vom ſtreng formellen Stand⸗ 
punkt der betreffende Beamte zu einer Auflöſung berechtigt war. In 
Bezug auf das Annoncenweſen verfahre ich genau nach dem Staats⸗ 
miniſterial⸗Reſtript von 1874 und habe mich durchaus nicht von dem 
Boden deſſelben entfernt. Dann iſt das Verfahren des Polizei⸗Präſi⸗ 
denten zu Berlin in Bezug auf die Behandlung der politiſchen Ver⸗ 
ſammlungen gerügt worden. Es iſt geſagt, daß hier ohne jedes 
Prinzip verfahren ſei. Gerade über dieſe Frage ſteht mir ein reiches 
Material zu Gebote, und ich wünſchte wohl, daß ſie hätte abgeſondert 
behandelt werden können. Da fie indeſſen berührt worden, will ich 
Einiges wenigſtens anführen. Als der Wahlkampf begann von dem 
vorauszuſehen war, daß es hier in Berlm beſonders heftig werden 
würde, habe ich mit dem Polizeipräſidenten v. Madai erwogen, wie 
die Polizei ſich den Werſammlungen gegenüber zu verhalten habe. 
Auf Grund dieſer Erwägungen iſt die Berliner Polizei inſtruirt wor⸗ 
den, nur einzuſchreiten, wenn tumultugriſche Szenen den ruhigen Ver⸗ 
lauf einer Verſammlung in Frage ſtellten, und in den Fällen, wo 8 9 
des Sozialiſtengeſetzes in Anwendung kommt. Ich gebe nun zu, daß 
es in einzelnen Fällen zweifelhaft fein mag, eb die Polizei ihrer Auf⸗ 
gabe gewachſen geweſen, aber im Großen und Ganzen iſt ſie in der 
That der ſelben gerecht geworden, und leicht war dieſe Aufgabe wahr⸗ 
haftig nicht. Vom Oktober 1880 bis Oktober 1881 haben 2228 
olitiſche Verſammlungen in Berlin ſtattgefunden, darunter 645 allein 
dn Oktober vorigen Jahres. Jede 8 mußte von Polizei⸗ 
mannſchaften überwacht werden, und zwar von Beamten, die nach dem 
Tagesdienſt noch das Abendvergnügen von Wahlverſammlungen hatten. 


Da iſt es wohl begreiflich, wenn hie und da eine Verſammlung wider⸗ 


rechtlich aufgelöſt worden. Trotzdem iſt der Prozentſatz der aufgelöſten 
Verſammlungen ein geringer. Von den 2228 Verſammlungen ſind 
35 aufgelöft worden, alſo 1,5 Prozent, darunter von den 645 des Ok⸗ 


H 


Es 


ern 
n . 


tobers 11, alſo 1,7 Prozent. Auch 
kann bei den Auflöſungen nicht die Rede ſein. denn unter auf⸗ 
gelöſten Grune Cl ſich eine „ 
antifortſchrittlicher. dem Urtbeil über die Beamten ſollte man 
darum etwas vorſichtig ſein. Wegen des Vorfalls in der Flora 
habe ich Erkundigungen eingezogen, die den Angaben des Abg. Richter 
e ia Ger Ich verzichte aber hier auf die Wiedergabe derſelben. 

Abg. Windthorſt: Miniſter hat konſtatirk, daß es fortan 
Verwaltungsgrundſatz fein folle, keiner Partei mehr ierliſten zu 
überlaſſen. Ich verſtehe dieſes Ver ot fo, daß es den Behörden nicht 
erlaubt ſein ſolle, Einzelnen Abſchriften der Liſten zu geben oder ſolche 
Abſchriften nehmen zu laſſen, denn ohne das wäre das gan e Verbot 
überflüſſig. Eine Konſeguenz dieſes Verbots wird dann auch fein, daß 
es den Beiſirern in den Wahlte minen nicht mehr geſtattet wird, 
Extrakte zu machen, um ſäumige Mitglieder ihrer Partei herbeizu⸗ 
ſchaffen, wie das in Berlin vielfach geſchehen iſt. Für zweckmäßig halte 
ich indeſſen die Maßregel nicht, und der Herr Miniſter hat auch nichts 
zu einer Begründung derſelben herbeibringen können. Das Wahlgeſchäft 
iſt ein öffenkliches, warum ſollen alſo die Parteien nicht in der Lage 
fein, ſich das Wahlmateriol zu verſchaffen? Beſonders die Mmoritäten 
würden hiervon Nutzen ziehen, die Konfervativen vor Allem. Ich möchte 
den Herrn Minifter im Intereſſe der konſervativen Sache darum bitten. 
ſich die Sache noch einmal zu überlegen. Ich halte dafür, es iſt das 
Zeite, wenn alle Behörden angewieſen werden, Abſchriften von den 
offiziellen Liften Jedem zu verabfolgen, der ſie bezahlt. (Beifall im 


Zentrum.) ; 
Hierauf wurde die Sitzung We Schluß 44 Uhr. Nächfte 
Sitzune Mittwoch 11 Uhr. (Mahlprüfungen, Petitionen, Antrag 


Richter⸗Büchtemann, Antrag Virchow.) 
Herrenhaus. 


e 
Berlin, 21. Februar. 12 Uhr. Am Miniſtertiſche Bitter, Lucius, 
Friedberg und Kommiſſarien. b 

Das Haus ſetzt die Berathung des Geſetzentwurſes betreſſend die 
Fürſorge für die Wittwen und Waiſen der unmit⸗ 
telbaren Staatsbeamten fort. ee , 

§ 24 der Vorlage lautet: „Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes fin 
auf die Lehrer an den höheren und niederen Unterrichtsanſtalten der 
Unterrichtsverwaltung mit Ausnahme der techniſchen Hochſchulen nicht 
anwendbar. Die anderweit geſetzliche Regelung der Fürſorge für die 
Wittwen und Waiſen derſelben bleibt vorbehalter.“ 

Die Kommiſſion beantragt durch ihren Referent Geh. Reg.⸗Rath 
Bredt die Streichung dieſes Paragraphen, weil es eine Ungerechtig⸗ 
keit ſei, eine BE Kategorie unmittelbarer Staatsbeamten auszu⸗ 
ſchließen. Die Rückſicht auf die Lehrer an den Gemeindeanſtalten ſei 
nicht maßgebend, denn es beſtehe ein Bedürfniß, auch für die Lehrer 
in den Gemeindegnſtalten dieſe Frage zu regeln. Die Ablehnung des 
$ 24 werde die Löſung der Frage beſchleunigen. 


Oberbürgermeiſter Becker (Düſſeldorf): Er habe zuerſt auch das 


Gefühl gehabt, daß die Ausſchließung der Lehrer eine Ungerechtigkeit 
jet; aber er müſſe ſich jetzt dem Standpunkt der Staatsregierung ans 
ſchließen. Nehme man den § 24 an, dann ſchaffe man zwei Katego⸗ 
rien von Beamten, man ſchließe die ſtaatlich angeſtellten Lehrer von 
den Vortheilen des Geſetzes aus; lehne man den 8 24 ab, dann ſchaffe 
man zwei Klaſſen von Lehrern, die ſtaatlich angeſtellten und die Kom⸗ 
munallehrer. Man dürfe nicht hoffen, daß die Gemeinden denſelben 
Weg wie der Staat ſobald einſchlagen würden; namentlich da die 
Finanz werhältniſſe der Gemeinden nicht allzu günſtig ſeien. Es em⸗ 
FE ſich vielleicht, daß der Staat alle höheren Lehranſtalten über: 
nehme. 

Oberbürgermeiſter Brüning (Osnabrück) ſpricht ſich gegen den 
Antrag der Kommiſſion aus; die Regierung habe mehrfach den Ge⸗ 
meinden Erleichterungen zugeſagt; hier jet ein Punkt, wo den Ge⸗ 


meinden mit einigen bunderttauſend Mark eine Laſt abgenommen 
u ſaſſen. 


werden könne. Redner empfiehlt dann den 8 24 n 
daß das Geſetz auf die Lehrer an allen Staats⸗ und Gemeinde⸗ 
Unterrichtsanſtalten Anwendung finden ſolle und zwar zu Laſten der 
Stagtskaſſe. . 

Profeſſor Beſeler kann ich nicht zu ber Ungerechtigkeit ent⸗ 
Eë, die Lehrer anders zu behandeln, als die ſonſtigen Staats⸗ 
eamten. 

Oberbürgermeiſter Hache (Eſſen) Delt Bä auf den Standpunkt 
der Zonge ` man dürfe nicht die ſtaatlich angeſtellten Lehrer better 
ftellen als die Gemeindelehrer. Wenn die Regelung einfeitig für die 
ſtagtlichen Lehrer erfolge, dann werde es ſchwer halten, in den Ge⸗ 
meinden eine gleiche Regelung zu erzielen, wie dies der Verlauf bei der 
Gewährung des Wohnungsgeldzuſchuſſes gezeigt hat. 
Finanzminiſter Bitter dankt den Vorrednern für ihre warme 
Dertbeibigung der Vorlage; auch er weiſt auf die ſchlechten Erfahrun⸗ 
gen bei der Gewährung des Wohnungsgeldzuſchuſſes hin. Die Regie⸗ 
rung wünſche jede Ungerechtigkeit innerhalb der ganzen Lehrerſchaft zu 
vermeiden und werde deshalh für die ſtaatlich angeſtellten und die von 
Gemeinden angeſtellten Lehrer die Frage gleichmäßig regeln; vielleicht 
erfolge die Vorlage ſchon im nächſten Jahre. 

Graf Zieten⸗Schwerin vertheidigt den Kommiſſionsantrag, weil 
man gerade die Lehrer nicht zu Staat'beamten niederer Ordnung de⸗ 
grabiren ſoilte. 

Freiherr von Patow und Graf zur Lippe, welche in der 


Ne 


Wu 


Kommiſſion e benfalls für die Aufrechterhaltung des § 24 geſtimmt 


haben, treten nochmals für denſelben ein: letzterer bedauert, daß der 
Miniſter nicht energiſcher dafür eingetreten ſei. \ 
Trotzdem der Referent Bredt nochmals für die Streichung des 


8 24 plädirt, wird derſelbe mit großer Mehrheit angenommen, 


d. h. die Lehrer bleiben von dem Geſetze ausge⸗ 
ſchloſſen. Das Haus genehmigt darauf den § 25, wonach das 


ſetz am 1. Juli 1882 in Kraft treten ſoll, und ſchließlich das ganze 


efeh. 
d Es folgt die Berathung des Geſetzentwurfs betreffend die Ab⸗ 
änderung des Penſionsgeſetzes vom 27. März 1872. 
Nach der GE ſoll der $ 8 in Zukunft lauten: „Die Penſton be⸗ 
trägt, wenn die Verſetzung in den Ruheſtand nach vollendetem zehnten. 


‚jedoch vor vollendetem elften Dienſtiabre eintritt, z und ſteigt von 


da ab mit jedem weiter zurückgelegten Dienftiahre um ii des in den 
88 10—12 beſtimmten Dienſteinkommens. leber den Betrag von 18 
dieſes Einkommens hinaus findet eine Steigerung nicht ſtatt. Bisher 
begann die Penfion mit 38 und ſteigerte ſich von Jahr zu Jahr um 
dr bis auf 36 des Dienſteinkommens. 

Das Haus genehmigt den § 8. 

Ferner ſoll dem $ 30 des genannten. Gefehes folgender erſter 
Abſatz zugefügt werden: „Sucht ein nicht richterlicher Beamter, 
welcher das vierzigſte Dienſtjahr vollendet hat, ſeine Verſetzung in 
den Ruheſtand nicht nach, ſo kann dieſelbe unter Beobachtun 
Vorſchriften der 88 20 ff. dieſes Geſetzes in der nämlichen Weiſe 
all SES wie wenn der Beamte feine Penſionirung ſelbſt bean⸗ 
ragt hätte. N $ 

Die Kommiſſion beantragt, Weien Zuſatz d ſtreichen. 

Graf zar Lippe erklärt fi für den Kommiſſionsantrag, weil 
es nicht im Intereſſe des Beamtenſtandes liege, die Beamten fo leicht 
abſetzbar zu machen; die vorhandenen Beſtimmungen ſeien ausreichend, 
um untüchtige Beamten zu beſeitigen. d 

Landrath v. Winterfeld tritt für die Vorlage ein. 

Oberbürgermeiſter Struckmann (Hildesheim) führt aus, daß 
man nach Annahme der Regierungsvorlage die Präſumtion annehmen 
könne, daß die Beamten unfähig ſeien nach vierzigjäbriger Dienftzeit. 
Redner erklärt ſich Cu die Annahme des Zuſatzes zum § 30. 

Finanzminiſter “ | 
Beſſerung der Penſtonsverhältniſſe könne nicht eintreten, wenn der Re⸗ 


* 


gierung nicht die Vollmacht gegeben werde, nach 40 jähriger Dienstzeit 


7 


Ai 


don einem volitiſchen Song 


Lt ter hält die Beſtimmung für nothwendig; die 


5 ett Se 
unfreiwillige 11 


weil das neue 
der Vorgeſetzten 


Vorlage. 


eintreten zu laſſen. Die Ablehnun 
des beantragten Zuſatzes zu 8 90 werde das Zuſtandekommen des (or, 
sen. Grſetes e SE ö | 


„ Stautöminifter e ©. ». Bernufb annere fih gegen den Bufab, 
Ken Ka keine Garantie gegen eine Uebereilung ſeitens 


e a 
In na Wale denn wird darauf der zum $ 30 beantragte 
Zuſaß mit 41 gegen 36 Stimmen angenommen. a 

29 Br übrigen Beſtimmungen erregen keine Debatten und werden 
en , 


unverändert genehmigt; ſchließlich auch das Geſetz im Ganzen. 
int 5 Uhr. Nächste Sitzung Mitt ch 1 Ubr. (Kleinere 
lagen.) 


Briefe und Zeitungsberichte. 


C- Berlin, 21. Februar. [Die kirchenpolitiſche 
6 Die Neubeſetzung der vakanten 
Bisthümer.] Für die Ungewißheit über das fernere 
Schickſal der kirchenpolitiſchen Vorlage iſt es be 
zeichnend, daß ſelbſt die klerikale Preſſe nicht recht weiß, was 
ſie aus der Erklärung des Abg. Windthorſt am Schluß der 
erſten Leſung machen ſoll. Die auf der liberalen Seite hier und 
da laut werdende Anſicht, Herr Windthorſt wolle durch Zerlegung 
der Vorlage in ihre einzelnen Theile bewirken, daß diejenigen 
Beſtimmungen, für welche das Zentrum ſelbſt nicht ſtimmen will, 
deren Zuſtandekommen es aber trotzdem wünſcht, durch eine kon⸗ 
ſervaliv⸗liberale Mehrheit votirt würden, während den Biſchofs⸗ 
paragraphen ac. eine konſervativ⸗ klerikale Majorität annehmen 
würbe, traut dem genaueſten Kenner der parlamentariſchen Partei⸗ 
verhällniſſe denn doch eine allzu naive Verkennung derſelben zu. 
In der nationalliberalen Fraktion fehlt es allerdings nicht an 
Vertretern der Anſicht, daß man einige harmloſere „diskretionäre 
Vollmachten“ bewilligen könne, ſofern man dadurch bedenk⸗ 
lichere zu verhindern vermag, alſo beiſpielsweiſe die bis 
zum Anfang dieſes Jahres in Kraft geweſenen, falls man 


auf dieſe Weiſe den Biſchofs⸗Paragraphen beſeitigen kann; aber 


es liegt auf der Hand, daß zu dieſem Zwecke gerade die Zuſam⸗ 
menfaſſung aller zu beſchließenden Beſtimmungen in ein Geſetz 
erforderlich iſt, aus welchem die, auch für die erwähnte Richtung 
innerhalb der nationalliberalen Fraktion unbedigt unannehmbaren 
Paragraphen durch eine mit der Regierung und den Konſerva⸗ 
tiven getroffene Verſtändigung entfernt wären. Das iſt zu offen⸗ 
kundig, als daß Herr Windthorſt ſich von einer Einladung an 
die Nationalliberalen, durch das gerade entgegengeſetzte Verhalten 
ihm die Kastanien aus dem Feuer zu holen, Erfolg verſprechen 
könnte. Außer dem Zuſtandekommen der Vorlage auf der un⸗ 
gefähren Grundlage der Beſchlüſſe der erſten Kommiſſtonsleſung 
und dem völligen Scheitern der ganzen diesmaligen Aktion der 
Regierung giebt es nur noch eine Eventualität: daß mit natio⸗ 
nalliberaler Hilfe die am 1. Januar abgelaufenen Beſtim⸗ 
mungen des Juligeſetzes erneuert werden; ob ſich dazu 
innerhalb der nationalliberalen Partei die erforderliche Stimmen⸗ 
zahl finden würde, iſt aber nicht gewiß. — Sicherer als das 
ſchwankende und unklare Verhalten der Regierung betreffs der 


EE der kirchenpolitiſchen Geſetze iſt wenigſtens ihr Vor: 


gehen bei der Neubeſetzung der vakanten Bis⸗ 
thümer. Ob ſie ſich, wie ſ. Z. in der Augsburger „Allg. 


| i Ztg.“ behauptet wurde, über die Perſönlichkeit des zum Biſchof 


von Trier gemachten Herrn Korum hat täuſchen laſſen, mag 
dahingeſtellt bleiben; dagegen dürfte es ſicher ſein, daß der in 
Fulda eingeſetzte Herr Kopp kein „Zentrums⸗Biſchof“ iſt, und 
der zum Fürſtbiſchof von Breslau deſignirte hieſige Propſt Herzog 
dürfte mit ſeinem Fuldaer Kollegen in dem Wunſche überein⸗ 
ſtimmen, daß die Beziehungen zwiſchen dem Klerus und der 
politiſch⸗klerikalen Partei, die im Verlauf des kirchenpolitiſchen 
Kampfes faſt zu vollſtändiger Identifizirung geführt haben, 
möglichſt aufhören möchten. Der Propſt Herzog hat wäh⸗ 
rend dieſes Kampfes in keiner Weiſe ein von der 
Haltung des übrigen Klerus poſitiv abweichendes Verhalten 
beobachtet, aber er hat jede Provokation vermieden; abgeſehen 
von den üblichen Lobſprüchen, welche jedem „korrekten“ Geiſt⸗ 
lichen in der klerikalen Preſſe geſpendet werden, ſobald von ihm 
aus einem beſonderen Anlaß die Rede iſt, hat dieſe Preſſe denn 
auch weder über die Erhebung Kopp's, noch über die Herzog's 
beſondere Genugthuung verrathen. Was die angebliche Kandi⸗ 
datur Hohenlohe für den breslauer fürſtbiſchöflichen Stuhl an⸗ 
geht, ſo habe ich Ihnen gleich, als der Kardinal kurz nach der 
Erledigung des Amtes hier war, geſchrieben, aus welchem Grunde 


gerade für Breslau dieſes Mitglied der in Schleſien einflußrei⸗ 


chen Familie des Herzogs von Ratibor unmöglich war: zwiſchen 
dieſer „ſtaatskatholiſchen“ Magnaten⸗Familie und dem katholiſchen 
Klerus Schleſiens beſteht tiefſte Feindſchaft. Nichtsdeſtoweniger 
iſt Kardinal Hohenlohe Kandidat für ein preußiſches Bisthum; 
das wird ſich zeigen, wenn einmal — Herr Melchers „reſignirt“ 
haben wird. 


. . ˙ c ²ĩ ;. ⅛%⅛⁵ßm rn EN eer 
Telegraphiſche Nachrichten. 

Berlin, 21. Februar. In der am 20. Februar unter dem Vorſitze 
des Staatsminiſters von Bötticher abgehaltenen Plenarſitzung des 
Bundesraths wurde zunächſt der Entwurf einer Verordnung Über die 
Kautionen von Beamten der Militär⸗ und Marineverwaltung den zu⸗ 

ändigen Ausſchüſſen zur Vorberathung überwieſen. Mit dem auf 

rund des Geſetzes betreffend die Abänderung der Gewerbe Ordnung 
vom 18. Juli v. J. ausgearbeiteten Normal⸗Innungsſtatut war die 
Verſammlung einverſtanden; auch ertheilte dieſelbe dem von dem 

errn Reichskanzler vorgelegten Entwurfe einer Verordnang über das 
gewerbsmäßige Verkaufen und Feilhalten von Petroleum ihre Zuſtim⸗ 
mung. Nachdem ſodann die Anträge der zuſtändigen Ausſchüſſe in 
Betreff der Beſtimmungen über die Herſtellung einer allgemeinen 
Berufsſtatiſtit nach dem Geſetze vom 13. Februar d. J., ſowie wegen 
der Abänderung der Mufter zu den Ueberſichten über die Einnahme an 
Reichsſteuern und Zöllen genehmigt worden waren, wunde ſchließlich 
über die Beichlüfie des Reichstags betteffend die Verhaftung von 
Reichstagsabgeordneten während einer Sitzungsperiode Beſchluß gefaßt. 

Leipzig, 21. Februar. Das Reichsgericht hat den Reviſtonsantrag 
des Verlegers der „Berliner Oſtendzeitung“, Ruppel, welcher wegen 
Beleidigung der Berliner Stadtverwaltung zu 500 Mark Geldſtrafe 


verurtheilt war, verworfen. Ebenſo wurde der Reviſtonsantrag des 


mitangeklagten Literaten Weber, welcher zu 100 Mark Geldſtrafe ver⸗ 
urtheilt war, zurückgewieſen. 


* 
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Bremen, 21. Februar. Die Kettungsſtation Eurba ven ber 
deutſchen Bän Rettung Schi Be 


Wien, 20. Februar. Der Strafgeſetzausſchuß des KS 


= 


Die „République frangaiſe“ publizirt ferner ein von den engliſch⸗ 
franzöſiſchen Finanzkontroleuren in Kairo berührendes, vom 6. 
d. M. datittes Schriftſtück, welches die gegenwärtige Proſperität 
Egyptens konſtatirt, zugleich aber auch auf die ſtufenweiſe Herab⸗ 
minderung und Untergrabung der Gewalt des Khedive hinweiſt. 
Die Finanzkontroleure Blignieres und Colvin erklären, Lie jetzige 
Lage acceptiren ſei gleichbedeutend mit einer Vernichtung der 
Aktion der Finanzkontroleure, die vor den von der Kammer und 
von der Armee abhängigen Miniſtern ohnmächtig ſeien, die bis 
jetzt durchgeführten Reformen würden dadurch gefährdet. 

Marſeille, 21. Febr. Am verfloſſenen Sonnabend iſt 
vor dem Hafen von Genua das ruſſiſche Schiff „Helena“, 
welches mit einer Haferladung von Odeſſa nach Marſeille be⸗ 
ſtimmt war, in Folge eines heftigen Anſtoßes untergegangen. 
Die Schiffe mannſchaft wurde gerettet bis auf einen Matroſen, 
welcher ertrank. 

London, 21. Februar. [Unterhaus.] Schreiber 
richtete die Anfrage an die Regierung, ob irgend welche Verhand⸗ 
lungen zwiſchen der Regierung und dem Fürſten Bismarck über 
die Erwerbung Helgolands durch Deutſchland ſtattgefunden hät⸗ 
ten oder noch ſtattfänden. Unterſtaatsſekretär Dilke erwiderte, 
ſolche Verhandlungen hätten nicht ſtattgefunden. — Im weiteren 
Verlaufe der Sitzung kündigte Northeote an, er werde am Mon⸗ 
tag den Antrag Gladſtone's, die Tagesordnung bis zur Erledi⸗ 
gung feiner Reſolution über die iriſche Landakte zu vertagen, 
bekämpfen. (Beifall ſeitens der Konſervativen.) 

Petersburg, 21. Februar. Das „Journal de St. Peters⸗ 
bourg“ reproduzirt das heutige Communiqus des „Regierungs⸗ 
anzeigers“ über die Rede des Generals Skobjelew ohne weiteren 
Kommentar. Die deutſche „St. Petersburger Zeitung“ 
wünſcht, daß regierungsſeitig eine Widerlegung der Aeußerungen 
des Generals erfolge, will nicht glauben, daß er eine ſolche Rede 
gehalten habe, meint, dieſelbe ſei das Produkt eines exaltirten 
Journaliſten, da es undenkbar ſei, daß ein aktiver General⸗ 
adjutant ſolche Reden geführt haben könne. — Der „Herold“ 
druckt die Rede Skobjelew's im Wortlaut ab und glaubt, dieſe 
Rede bedürfe keines Kommentars, denn ſie ſtelle die ganze 
geiſtige Verranntheit des Generals in ihrer ganzen ärmlichen 
Blöße in traurigſter Weiſe dar. — Die „Neue Zeit“ bedauert, 
wenn Skobjelew wegen ſeiner Rede für Rußland als General 
verloren gehen ſollte. 

Konſtantinopel, 21. Februar. Der franzöſiſche Bot: 
ſchafter Tiſſot und der engliſche Botſchafter Lord Dufferin theil⸗ 
ten heute dem Miniſter des Auswärtigen, Aſſim Paſcha, münd⸗ 
lich die identiſche Antwort ihrer Regierungen auf die Verbalnote 
der Pforte vom 13. Januar mit, in welcher die Pforte Aufklä⸗ 
rungen über die Abſichten Frankreichs und Englands in Egypten 
verlangte. In dieſer Antwort heißt es, die direkte Uebermitte⸗ 
lung der Note vom 7. Januar an den Khedive ſei nichts Unge⸗ 
wöhnliches und entſpreche zahlreichen Präzedenzfällen. Die eng⸗ 
liſch⸗franzöſiſche Aktion in Egypten bezwecke nur die Wohlfahrt 
Egyptens. Wenn die Pforte es wünſche, würden England und 
Frankreich ihr überdies die Note an den Khedive vom 7. Ja⸗ 
nuar mittheilen. Sodann führt die Antwort wörtlich diejenige 
Stelle dieſer Note an, welche beſagt, daß England und 
Frankreich die Erhaltung des Khedive auf dem Thron unter den 
durch Fermas ſanktionirten und von Frankreich und England 
offiziell acceptirten Bedingungen als die einzig mögliche Garantie 
für eine gute Ordnung und die Wohlfahrt Egyptens jetzt und 
künftig anſehen. Die Antwort ſchließt, dieſe Ausdrücke bewieſen 
vollauf, daß Frankreich und England niemals daran gedacht 
hätten, die ſouveränen Rechte des Sultans in Egypten zu ver⸗ 
kennen. — Eine Kopie dieſer Antwort wurde Aſſim Paſcha zu⸗ 
rückgelaſſen. 

Verantwortlicher Redakteur: 98 Bauer in Poſen. — 

Für den Inhalt der folgenden Mittheilungen und Inſerate 

übernimmt bie Redaktion keine Verantwortung. 


Meteorologiſche Beobachtungen zu Poſen 
im Februar. 


m Varometer auf 0 Temp. 
8275 A A Gr. reduz. 5 Wind. | Wetter. i. Celſ. 
r RO 2 
21. Nachm. 2 251.3 MW part trübe +52 
21. Abnds. 1 774 (Wi Bot beiter —0.2 
22. Morgs. 6 763,1 | NIS lebhaft beiter —8.2 


Am 21. Wärme⸗Maximum + 7% Celſ. 


Waſſerſtaud der Warthe. 


Boſen, am 21. Februar Morgens 1,10 Meter. 
e „ 21. Mittags 1.12 
e e 22 Morgens 1,16 
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Telegraphiſche Vörſen berichte. 

wm. ae See geht a 

a. M., 21. Februar. uß⸗ e. att. 

Lond. Wechſel 20,467. Pariſer do. 81.01. Wiener 3 170,47, K.⸗M. 

St.⸗A. —. Rheiniſche do. —. Heſſ. Ludwigsb. 1011. N 

1284. Reichsanl. 101. Reichsbank 148}. Darmſtb. Si ein 

B 88. Oe Bk. 696.00. Kreditaktien 2628. Si 

Ung. Goldrente 


Papierrente 621. Goldrente 784 72. 1860er Looſe 
1193. 1864er Looſe 327,00. Ung. Staatsl. 222,50. do. Oſtb.⸗Obl. II. 
91 Böhm. Weitbalm 253} -Clifabetbb. — Nordweſtbabn 170. 
i Je fer Mufen fe 188er Yun 0g. E ae 
868. er en Ä en 70% t d 578. 
Zentr.-Pacific 1113. Diskonto⸗Kommandit — Drien 57 


ungariſche Papierrente — Buſchtiehrader — 
Nach Schluß der Börſe: Kreditaktien 2594, Franzoſen 256, 
lizier 246%, Lombarden 109, II. Orientanl. —, III. Bern 


Elbthal 203,00, 
Buſchtierader B. 


1 Ungar. Kreditaktien 288,00, 
N 0 99,50, Lombarden 127,00, Ga⸗ 
lizier 288,25, Anglo⸗Auſtr. — öſt. anıerrente. 73,90, do. Gold⸗ 
rente 91,70, Marknoten 58,60, Napoleons 9,52}, Bankverein 108,00, 
Elbthal 203,00, ungar. Papierrente 84,60, Aprozent. ungar. Goldrente 
85,00, Gpro, ungar. Goldrente 118,20, Nordweſtbahn 200,50. Feſt. 

Paris, 21. Februar (Schluß⸗Courſe.) Träge. 

Zproz, amortiſirb. Rente 83,20 Zproz. Rente 82 85, Anleihe de 
1872 114.65, Italien. "org, Rente 85,65, Oeſterr. Goldrent, 
——, pr. ungar. Goldrente —.—, Aproz. ungar. Gol drente — 
Anton, Ruſſen de 1877 — , Franzoſen 635,00. Lomb. Eiſen⸗ 
bahn⸗Aktien 275,00, Lomb. Prioritäten 272.50, Türken de 1865 11,30, 
Türkenlooſe 47,75. III. Orientanleihe —.—. 

Credit mobilier 585, Spanier exter. 268. do. inter. —, Suez⸗ 
kanal⸗Aktien 2250 Banque ottomane 697, Union gen. —, Credit 
foncier 1520,00, Egypter 324,00, Banque de Paris 1082,00, Banaue 
d'escompte 602,00, Banque hypotbecaire —, Londoner Wechſel 25,274, 
5proz. Rumäniſche Anleihe —.—. 

London, 21. Februar. Conſols 100 t. Italien. Fproz. Rente 
85, Lombard. 103, Zproz. Lombarden alte —, Zproz. do. neue — 
proz. Ruſſen de 1871 841, öproz. Ruſſen de 1872 844, öproz. Ruſſen 
. ir 1 1 55 de dei"? 50 S Ga 8 Amerikaner 

V err. Silberrente —, do. Papierrente —, Ungarische Gold⸗ 
rente 71, Oeſterr. Goldrente — Spanier 268. 2045 Se 
preuß. Conſols 99 f. 4proz. bar. Anleihe —. Matt 

Platzdiscont 5 pCt. Silber —. 

Wenn floſſen Pen gel 5 CR 

elnotirungen: Deutſche Plätze 20,72. ien 12,15. Bari 
25,57, Petersburg 234. . E? 

Florenz, 21. Februar. 5pCt. Italien. Rente 90,36, Gold 21,09. 

Newyork, 20. Februar, (Schlußkurſe.) Weciet auf Berlin 943. 
Wechſe auf London 4,841, Wechſel auf Paris 5,174, 34 proz. fundirte 
ele 75 Foce 148 Mes zez: had 1175, Erie⸗Bahn 

. Zentral » Pacific 35, Nemyort Zentralbahn 1304, icag0s 
Eiſenbahn 142. Cable Transiers 4,90}. e 

„Geld leicht, für Regierungeſſicherheiten 21 Prozent, für andere Gier, 
heiten 4 Prozent. 


Weizen I i 
eisen Joen rubig, auf 


00 Gd., per Mai⸗Juni 22300 Br. 
per 


ſtill, loco 57,00, per Mal 57,00. — Spiritus ſtill, per Februar 
40. Br. per März April 40 Br., per April» Mai 40 éi per 


K — Kaffee feſt, Umſatz 3000 Sad. — 
Petroleum ruhig, Standard white loco 7,60 Br., 7,50 Gd. per Febr. 
7.50 Gd., per Auguſt⸗Dezember 8,20 Gd. — Wetter: Bewölkt. 
5 20 825 Ke E N: en S Aa 12,47 G., 
h r. Hafer pr. Frühjahr 8, , r. Mais pr. i 
Juni 7,62 Gd., 7,65 Br. 5 
Peſt, 21. Februar. Produktenmarkt. Weizen loco feit, auf 
Termine luftlos, pr. Frühjabr 12,18 Gd., 12,22 Br., pr. Herbſt 11,15 Gd. 
11,20 Br. — Hafer pr. Frühlahr 8,30 Gd., 8,33 Br. — Mais pr. 
18. 7,35 Gd., 7.38 Br. — Kohlraps pr. Auguſt⸗Sepember 14. 
er: — 
London, 21. Februar. An der Küſte angeboten 13 d 
tel Gi KO E 8 S Sege 
ondon, 20. Februar. etreidemarkt (Schlußbericht. 
Fremder Weizen 1—1$, Mehl 1, flacher Mais + fh. Wägen eg — 
gangenen Montag, ordinärer Hafer + ib. theuer. 
„Amſterdam, 21. Januar. Getreidemarkt. (Schluß berich!.) 
1 März 313, per Mai 302. Roggen per März 194, per 
Mai 191. 


Egupter 642, Jproz. 


— I ver 100 Kilogramm brutto 00: 31, bis It, per Juni⸗ Juli 224.5—224 Mark bezahlt, ver Ful: Au gun 
Frodulten -Nörſe. 000 Mert. 0 28002800 R. 5. 2800 GE Es 1 dc ee 4g n matt, per 1000 Kilo Lee Be 


0: A 
Gerl Febr. Wind: Wetter: Milde Roggenmehl intl. Sack 0: 24,75 bis 23,75 Mark. 0/1: 28,25 160—165 M., abgelaufene e — N. — e 
E en Gs 1000 Kilo a 0235 M ge Bn H ges 22. K. der Februar 23,05—22,90 bes, per Februar⸗März 23,00—22,90 | ver Februar — M., ver April-Mat_165,5—165—165,5 Mark bei. 
f el. we Bier? — bezahlt, deſekter Polniſcher — Mark Mark bez., per April⸗ Mai 23,00—22,90 M. e per Mais Juni] Br. und Gd. per See" 163,5 M. bez., A Juni⸗Juli 162,5 
Je 25 Duett, ver Februar, März — M. e, | Säi 00 der. der Jun dug Dt 29,55 M. bez, ver Juli⸗Auguſt | M. bez, per, September Oktober 158,5 N. ba" Gert: unverändert 
April⸗Mai' 2211-2214 M per Mai⸗Juni 222— 2211 N. bez, 22,50 A0 bezahlt. Marke 51 ärwalde 0/1: 24,90 bz. Gekündigt } ver 1000 Kilo loko Braus 150 bis 160 Mark, Futter⸗ 120 bis 
- 11 2222211 M bez Juli⸗Auguß 215 M. Br., Sept.⸗Oktoßer | 1000 tr Regulirungspreis 23.10 M. — Oelſaat per 1000 Kilo —. | 135 M., e a — M., Schleſiſche — M. — Hafer unverändert. 
8 M K Br — Gelündigt — Ztr Requlirungspreiß — M. — | Wmterraps — M., Winterrübſen — Mark. — Rub öl per 100 Mrlo | per 1000 Kilo loko inländiſcher 140 bis 150 Mark. Pommerſcher 
e ãðꝶ/ꝶg e EE 
geſorberk. boceiner_ inländischer 166-170 Maß ab Bahn beigen. Pe Jun 50. Mark Gb, Fun e ber, Geptember= Dftober 56,8 | niedriger der 1000 Silo per Nur ma 267 M. Br, ver Septembers 
2 dl Mark Ir. Get Ge Poel W.. — Leinöl 100 Oktober 202 Mark. — Rüb öl etwas matter, per 100 Kilo loto ohne 


au. do.— M. ab B. bez., defekter inl. — M. „ bez., alter — Ma Mark Br. Geiünd. — Itr. ns ` 
d A rf, ruhe: und mier AC 1004 Dart Sar bet, der | Rio Leit — EE ba. Gegen Ain 57 3 De Sefermg —, Dr 
; ; d Sm 166 d Februar 24, . bezahlt, ruar » März 24,0 bezahlt, 7 2 i April: * — 
1 Jul 104 104 ber Jul cu F/ bes, per At Siet eat ver Gene | Zei Br, Su her September » Ottober 56,5 Zeg 
Karier Spreis 167 Mark. — Serfte per 1000 Kilo lofo 133—200 tember = Oftober 24,6 Mark bez. — Gekündigt — Zentner. Mes | Br. — Winterraps ver léi Kilo — 40 Mart 
Mart nach Qualität gefordert. — Hafer per 1000 Kilo Iofo ulirungspreis — Mark. — Spiritus per 100 Liter loko ohne | ſtille, per 10,000 Liter⸗ pet. gin ohne Faß ark bezahlt., mit 
D f ; Ze 47,5 Mark bez., der Februar 48,5--48,4 Mark bez., per Februar⸗März | Jaß. — Mark bez., kurze Lieferung, ohne F M. bez., per Februar 
5 Side 142-154 N. bezahlt.] 48,5—48,4 bo, ver März » April — ber, April.» Mai 49,0—48,8 April 448,5 M. bez., per Mai- | 
merſcher und Ückermärker 140—149 bezahlt, ichlefifcher 150156 bez., a. en per 5 Ge SE Ka SE ZS, Ke Nier 49 M. Br., per Juni⸗Juli 49,6 M. bei 15 Juli⸗Auguſt 50,3 = 
` 90. fei ben en., ni — Mark bez. 150, be N . 
e , EA CKCER 
8 CA . der 12 e ` 8 5 0 $ e ` 5 A KS — ; | K $ N 
139—1384 M. bez., per Mai⸗FJuni 1404—140 M. bez., per Juni⸗Juli 141} S SS Si 9 (B. B.⸗Z.) bezahlt, alte Uſanz 8,1 M. tr. bez. Regulirungspreis 7,7 M. tranf. 


waare 165— 200 M., Futferwaare 148 bis 163 Ma Stettin, 21. Februar. [An der Börfe] Wetter: Ver⸗ gig. 
Wera 928 1000 Nilo Into 188149 nach Qualität gefordert. veränderlich. +7 Gr. R. Barometer 28,4 Wind: NW, ſtürmiſch. (Oſtſee⸗ 31g.) 


— Mark, Februar⸗März — M., ver Avril-Mai 139 Marl, | Weizen ruhig, per 1000 Kilo loto gelber inländiſcher 210 
b Mia un 137 Mal, per uni⸗Juli 136 M., per September | bis 222 Mark, geringer 185.200 Mark bez. weißer, 212 bis 223 M. | 
ober 134 Mark. Gekündigt — Itnr. Weaulimmasprers — Über April Mai DA5—24 M. ber. ver Mai-Nuni_224,5—2%4 TR. 


1 


8 Am Geldmarkt herrſcht eine überaus große | alſo gewiſſermaßen die Bedingungen gegeben die der geſtern ſchon | zuführen, Spekulatienspapiere wurden mäßig umgeſetzt, Dividenden⸗ 
am Dei SE de Sonden KAN leichten Verlauf zu theilweis zum Durchbruch gelangten Hauſſe⸗Strömung eine neue Dn, papiere blieben gänzlich vernachläſſigt und ebenſo bleeben die Anlage⸗ 
nehmen. Geld iſt zu billigen Sätzen leicht zu erhalten und ſtellt fich | terſtützung hätten bieten können. Inzwiſchen waren aber die telegra⸗ werthe faſt ganz geſchäftslos. — ultimo notiren: Franzoſen 
der Privatdiskont auf 31 pCt., während für Ultino⸗Zwecke ſich der phiſchen Auszüge jener . des Petersburger Blattes | 515,50—515—515,50—515, Lombarden 218,50 —218—219— 218,50, / 
Zins fatz auf 5 pCt. berechnete. Die Tendenz des heutigen Geſchäftes | eingetroffen, dieſelben befriedigten aber nicht fo vollſtändig und da zus | Kredit⸗Aktien 523,50—526—532,50, Wiener Bankverein 194 G., Darm⸗ 
war im allgemeinen wohl feit, indeſſen entſprach der Grad der Feſtig⸗] gleich auch Wien von der heutigen Vorbörſe mattere Notirungen ge: ſtädter Bank 153,25 —153,50—153, 10, Diskono⸗Kommandit Antheile 

keit nicht ganz den gebegten Erwartungen. Von den geſtrigen Abend⸗ meldet waren, ſo ſchwächte ſich nach feſtem Anfang die Stimmung 183.50—183,25—184—182,50, Deutſche Bank 147,25 —147,90—147,75, 
börſen in Wien und auch Paris lagen ganz befriedigende Meldungen wieder etwas ab. Der Verkehr blieb auf allen Gebieten febr gering | Dortmunder Union 93.25 —92,50, Laurahütte 112,80—112, — Der F 
vor und ferner meldete eine Depefche des „W. T B. aus Petersburg,] und bat deswegen auch der allgemeine Kursſtand nur gan; unbedeu⸗ Schluß war ſchwach. Privatdiskont 28 pCt. ` 
daß die dortigen Regierungsblätter die jüngiten Aeußerungen des Ge: | tende Veränderungen, die aber meift nach auswärts ausſchlugen, aufs ä — ! 
nerals Skobſelew auf ihr richtiges Maß zurückſtellen würden Es waren zuweiſen. Einzelheilen des Verkehrs ſind heute auf keinem Gebiete an⸗ 


| 


} 
` 


f „ . 1205 105,50 G Bauk⸗ u. Kredit⸗Aktien. Eiſenbahu⸗ tam Nktten. MR 4 ` 
Jonds⸗ U. Aktien⸗Börſt. TZ W. 110 10260 G e Bant 4 1114,75 © Igachen⸗Mafricht 4 50.90 ba Kieertcl eat, 4 10020 16 03,50 © 
Berlin „Iden 21. Februar 1552. omm. III. = 10015 | 99,90 G f. Rheinl. u. 4 N Altona⸗Kiel 4 198 10 bz ige en abg. 5 10 1 8 02,00 bzG 
Prenßiſche Fonds- aus "ei: Pr. C. B. H. „Br. 13. . Sprit⸗u. Pr.⸗H. 2 67,50 bz Bergiſch⸗Wärkiſche 4 123.50 bz e Tit. e proc. 4 100.50 5 R 
ourie, do. do. 110 15 113,25 bz Gerl. Handels⸗Geſ. “4 107,50 b [Berlin⸗Anhalt 4 147,90 bz o. gar „50 bz 
Preuß. Tonſ. Anl. 44/1490 b do, do. 110 44/107.10 bz. do. Kaſſen⸗Verein. GE DB PBerlin⸗Dresden 1 13.60 ba 75 G | 
do. neue 1876 4 1101,10 Pr. C. B.⸗Pfbbr. 100 105,0 D Breslauer Disl.⸗Bk.4 90,30 W Berlm⸗Görlitz 135,25 048 Siſenbahn · Prioritits · 75 G 
Staats⸗Anleihe 4 101.00 do. do. vüdz. 100 4102,60 Centralbl. f. B. 3 Herlin⸗Hamburg ( 298,00 bz N 1.60 G 
Staats⸗Schuldſch. E 99.00 bz do (1872 u. 74) 4 Centralbk. f. gäe? Bresl.⸗Schw.⸗FIrbg 4 | 94,50 bz Obligationen. 309 5 
Od. Deich. Jbl. de MEN, 7870 DE beim 85,00 6% Jett Sorau⸗ Guben | 21,30 ba ch.⸗Maſtricht 10300 8 
Berl. Stadt⸗Obl. 4102,00 53 do. (187) „ Cöln. Wechslerbankſs | 93,50 46 E enen 4 36.00 B. | d do. IL 0300 8 
do. do. 34 95,40 bz Pr. Hyp.⸗A.⸗B. 120/43 104,50 bz Lann er Privatb. 4 109,10 aden age e ig 4 do do. III. 5 03.80 3 3 
Saldo. d, B. Cal bo. IL ud. 1005 103 Darmftübter Bant d 15300 MÉ | do. bo, Lit. Bi rg. Märkiſche I. 4102.75 © 40 W 
fandbriefe: Schleſ. Bobüred, E 102,75 0 do. Bette? 108,90 Nordbaufen⸗Erfurti ! 28 40 bz HI. 4102.75 G 3 1 
Berliner 5 109,25 NM. Lëe da _ t Deſſauer Ereditb. 1 | 9650 © IDberihl.Lit.Au.0.]3}1245.75 bh | do. III. v. St. ah 93,75 6 3 
do. 4;1104,40 636 [Stettiner Na Hv. [100,2 bo, Gunbesbantls 12100 C [ole Et. P. 131191008 | Do. do. Daf ale 102.75 B 
Lundſch. Centra. 199.70 D » do. 4102 50 di [Deutſche Bank 1300 1 ` gerot, Südbahn | 64,50 pn | be. do. Lit. 9.93, © 102.75 G | 
Ss u. Seene, Di 8550 bp |ArunnfiheDbligat. 19 1100,76 8 J do. Heu Pant 127,25 ©, Hechte Zderuferdb. 1167.75 b. | do. 17410275 U 10275 8 
do neue 818 dr. Fp. Bank. 8850 G. ſitbein⸗Natebabn 4.30 8 do. Y.141 1102,75 938 90 5 
do. IN bar Ausländische Nonbs do. Leichsbank. 4138,90 5% (Stargard⸗Noſen 4108 20 b | bo A 0350 © 3 
E RE RE Anelandiſche Fonds. Discus Comm. |4 1183,90 , J Tbürmgiſche 4 1210,00 ba : VI 1411102,80 8 104,006 
A. Brandbg. Set merit. gel, 1891 Seraer Sant 9180 Mi do. LD Eat 110040 658 |MahensDüpelbi. 37 16700 
Oüpreußiſche 3:| 90.00 © do. do. 1885 do. Handelsd. | 91,50 6 ke Lit. O. v. St gar 4111 60 bz | do. do. H ’ 
do. 4 100,20 bz (Gothaer Privatbt. 2 111730 © Ladwigsb.⸗Berbach 1 203.60 bz do. do. III 4“ 
d dir: do. Grundkredb. 4 89,50 B [Mainz⸗Ludwigsb. 4 101 80 bz do. Düfſ.⸗KIb.⸗Pr 4 
Weſtor. ritterſch. 35/0 00 © basste Wine G R Weimar⸗Geraer 43] 49,25 ba o, do. DE | 
4 100.80 G önigsb. Vereinsb 428,25 G do. Dortm.⸗Soenſz 
do 1. B. 4 100,25 B Leipziger Creditb. 4 1153,00 bg do. do. II. 4 
do. II. Serie 4103.90 B do. Digcontob. 4 119,10 des Albrechtsbahn 5 50. Nordb. Fr. W. 4102,75 B | 
Neuldſch. II. Serie |4 100.0 bz Wagvpeb. Privatb. 4 115.75 b) Amſterd.⸗Rotterd. 4 143 00 bz do. Ruhr.⸗K.⸗G. I. 4 
do. do. 45103 nm 329.50 B ecklb. Bodencred. 1 60.25 © Auſſig⸗Tepli 4 244.00 G do. do. II 4 
Poſenſche, neue je 100,40 630 1185) 6 vo. Gank 5 97:75 28 bb Weſbabn P 1260 bag | „de: _ bo. D Auslänbiſche Prioritäten. | 
Sächſiſche do. do. 330,00 658 [Meining. Creditbk. 4 87,50 Breſt⸗Graſewo 5 lin⸗Anhalt A. 4,102.90 B Eliſabetb⸗ Westbahn 85,50 bz 
Bommerſche 51090 10 W jünger. Goldrene 5 |100,10 bh do. Hepotbelenbk. 49860 G „Bodenbach 4 112680 bz 0. B. 14110290 5 I@al-Rarlogubwind.dH 83.90 b 
do. 4100.20 95 do. St.⸗Eiſb. Ake. 93.50 B „eoriaufiger Bank 4 5.10 G Eliſabeth⸗Weſtbahns 87 70 bz do. Lët, C. 4102.70 ba do. 5 12 5 CM | 
do. 4101.70 © do. Moie ` ` 222.30 3 NHorbbeusiche Pant 3 1169,80 bc Kais. Franz Joſeph |5 | 80,80 bz lin⸗Görlitz 4102.60 Deg Lee 11.5 
Schleſiſche alti. [82 Italieniſche Ze 86,5) bz Norbb. Örundfreditis 48 00 ba Gal. (Karl eudwig) 5 124,00 bz do, do. Litt. E. 44,102.70 bz Sé 75 D 
do. alte A. 4 do. Tab.⸗Obla. e Seftert. Kredit G zu Gottbar „90% 16 Berlin⸗Hamburg Lu 9— Kar: El age 
do. neue I. 1 umänier Detersb. Intern. Bk. 98,50 HG [gaſchau⸗Oderberg 459 20 56 o do. 8 15 84.20 m@ 
Rentenbriefe: nniſche Loose ir 49,25 0 Mumiunomiriicie | oo. Zurtich⸗Limburg 113,75 bz do. do. III 4103,20 B o ng SCH 
Kurs u. Neumärl. 4 |100,50 ) Ruß. Fentr.⸗Bab. Pozener Prov. ⸗Balak 122.50 8 Oeſtr.⸗frz. Staatsb. 4 Brl.⸗Pisd.⸗N. A. B do. V5 79,75 b 
ommerſche 4 100.30 G do. Boden: Credits 81,75 6 [Poſener Sprütaktien⸗ 68,50 bz do. Zoe. 5 340 50 bz do. do. 04 100,50 B Mähr Schl 6. B. fr. 4640 a 
oſenſche 4 100,25 © do Eng A. 188 Preuß. Zort Stéi do. Lit. E. Elb. 136075 G do. do. 5 4103 60 © ener rg, isn: F 362.00 
eier 4100,20 b do. do. A. a 1862j6 | 83,80 bz do. Bodenkredit 107.90 bc [greichenb.⸗Pardubitz 46 62 75 bz do. do. 4102.90 B 15 e E, 3 655.00 A i 
heins u. Weſtfäl. uf. fund. A. 167010 zo, Gentralbbn. 4 2140 b [Kronpr. Rud.⸗Bahn s 69,10 bz [Berlin⸗Stettin 114; 535 Frs Sb. 5 104.50 8 
Sächſiſche 4 100 50 bz Muff. conſ. A. 1871 2 84,80 bz do. Hyp.⸗Spielh. 4 83,50 bz Niask⸗Woas 5 0. do. 1.4 100,50 63 K 3. 2 104.50 5 
Schleſiſche %% w 2330 d umänier 1 625 bb | do. de. . 10050 bi Be e 7% 
2 . ee e E Zäite Zank . 3 do. Gertifitate |4 0. IV. v. St. g. i V 1 
,, . | EM "EE une 7 
do. * 0. o. d ` Schleſ. Bankverein d d N 60.10 D Je 2 1 
Dollars 4.20.5 bz ri RR 1 =. et Südd Vodenkredit 4 1134,50 9 S e d bn ` 44 50 6 Breßl.⸗Schw dee? 2 Kea. Nud⸗Bahn d 3 Go 2 
’mperiald b. bo 8.1866 fe | DEN Schweizer We 4 | 29,50 G do. do. Litt. Gei | 
do. 500 Gr. 1395,00 bh | de. 5. A. Stieg! Inbuftrie » Metien. e ae; do. do. Dën E 4103. 8 do. do. 16720 SE | 
Engl. Banknoten du. 8. do, do. 83,25 8 Brauerei Paßenhof. 4 194.75 B [Turnau-Brag 4 124.25 558 | do. do. Litt, 1103,00 B Rab⸗Gr "aw E? 92.50 bz 
do. einlösb. Leipz. do. Vo, Sch. Obi. 82,90 B [Dannenb. Kattun. 4 Warſchau⸗Wien 4 234,00 bz I. do. do. 1876 |6 105,40 bz . ge A 82.70 05 ah) 
Franzöſ. Banfnot. | | 8105@ do. do. time) 63 Deutſche Zonge), 4 58,00 ba d GölnsMinden IV Siidöſterr. (Tomb) 273.00 bp | 
Defterr. Banfnoi. | 70,55 bz ein. Bfundbr. 63.75 Wäi Lon, Eiſenb.⸗Bar |t 5 0. do. 0 en om 27290 d e 
do. Fuer a do. 00. 7 Deich. Orayı u. Ei. a Siſenbahn; Stammpriorkiäten, | do. do. 4103.75 b dg. do. 1876 Ä 1 
Ruſſ. Noten 00 Rbl 206,70 D 0. viquidat. 77 55.25 DA Donnerszmarckhütte⸗ 57,00 638 Berlin⸗Dresden 5 37 50 G Halle⸗Sorau⸗Guben 4103,80 bz ` 55 187 A 
Deutſche Fonos. Türk. l. v. 1000 —1 11,75 bz Dortmunder Untonli | 13,50 bz Berlin⸗Görlitzer 5 96.75 G do. do. O. 44,104.00 bz — — 187206 | 
SE Reichs⸗Anl. 4101.00 bz do. do. v. 1865 ögells Maſch.⸗Akt. 4 21.25 b Halle⸗Sorau⸗Gub. 6 82.25 G Hannoy.⸗Altenbk. 1.14 + Ae 187800 
P.⸗A. b. 55 100 Th. oO 143,25 B do. Looſe vollge,. |' Irbmannsd. Spinn. 4 36,75 B Nah en 5 116.25 46 do. do. AM d d ele DE | 
Re r aan bz oraſ. Charlottenb.““ pe e 5 103,10 bz [ do. do. II. ni D o. Oblig. = d | 
Bad. Pr.⸗A. v. 67. 4 1135,40 bs ei Wecel; & gert Feist u. Roßm. Näb. (4 7900 6 [ ünſter⸗Enſchede 5 | 18,50 b [Märkiſch⸗Boſener hi 5 
do. 35 fl. Obliag. — 216,00 bz 3 168.35 Zelſenlirch.⸗Bergw.! 26.10 bz Nordhauſen⸗Erſurt 5 | 95,25 G ainz⸗ , 1441103,40 658 N 
Bair. Präm.⸗Anl. 4 136.0 b Iëepep, 106 f. 8 K. 167 25 bz ſcheorg⸗Marienbütte! 91.00 ö. JOberiaufiger 5 66.25 bzG do. do. 105,35 94.50 
Braunſch. 20 thl.⸗L. — 100,00 ba f de. 8 2044 65 ibernia u. Shamt.]? | 83,50 bo Hels⸗Gneſen o | 5250 bz [Magd.⸗Halberſtadt Wi 9295 = 
Brem. Anl. v. 187414 101,25 © ſLendor I En 7 20.24 bz immobilien (Berl.) 4 81.90 b) Sſtpreuß. Sudbahnſbd | 96,75 56 | do. do. de 186114 5 9700 8 
Töln⸗Md⸗ Pr.⸗Anl. 3, 12.0 bs g 100 & 5 dë 81.10 b faramſta, Leinen⸗. 4 | 35,00 3. [ Poſen⸗Ereusburg 5 | 69,50 bup | do. do. de 18784 192.90 3 ar) SO 
Dei. St.⸗Pr.⸗Anl. 3123,30 oz Faris 100 E 8 80 55 D Lauchbammer 28.25 bB [Kechte Oderuf. ahn ſß 166,25 656 do. Bon, A. 105.40 B 1 Se 8 
Both. 1 5 1120,30 bz Ale Ziel SCH 2 35 bz Yuurabütte ` 112,50 bz Aumäniiche 5 do. do. B. 4 1100,30 B . Wë 85 2 
do. Abth. 117,75 bz Län. do. 100 3. N.“ | 8. 4 o ` June Tiefb.⸗Bergw. ) | 38,10 ba Saaſbahn 68,25 bz | do. Wittenberge di . HÄ — 5 6 
amb. 50⸗Thlr.⸗L.] “ 1188,00 8 Wien 3 135 43 vs Magdeburg. Bergw.“ 1111.00 8 Saal⸗Unſtrutbahn 3 3 do. 90. 318350 G 7950 
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